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1. Hat – soweit erforderlich – bereits eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 

zur Feststellung einer etwaigen UVP-Pflicht der antragsgegenständlichen WEA statt-

gefunden? 

Antwort: Nein. 

 

2. Falls Frage 1 zu bejahen ist: Hat eine bereits durchgeführte standortbezogene Vor-

prüfung eine UVP-Pflicht ergeben? 

Antwort: Die UVP-Pflicht ergibt sich aus § 10 UVPG. 

 

3. Falls Frage 2 zu bejahen ist: Wurde die Öffentlichkeit im Rahmen der UVP bereits 

gemäß § 18 UVPG beteiligt? 

Antwort: Nein. 

 

4. Falls Frage 3 zu verneinen ist: Wann wird die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 18 

UVPG stattfinden und auf welche Weise – insbesondere wo - wird dieses Beteiligungs-

verfahren öffentlich bekannt gemacht werden (vgl. § 19 UVPG)? 

Antwort: Das Vorhaben wird voraussichtlich im Januar 2025 im Staatsanzeiger, auf 

der Internetseite der SGD Süd sowie im UVP-Verbund öffentlich bekannt gemacht. 

 

5. Bei fehlender UVP-Pflicht: Hat einer der beiden Antragstellerinnen von der Möglich-

keit nach § 19 Abs. 3 Satz 1 BImSchG Gebrauch gemacht und die Genehmigungser-

teilung im förmlichen Verfahren gemäß § 10 BImSchG beantragt? 

-gegenstandslos- 

 

6. Falls Frage 5 zu bejahen ist: Wurde die Auslegung nach § 10 Abs. 3 BImSchG 

bereits durchgeführt? 

-gegenstandslos- 

 

7. Falls Frage 6 zu verneinen ist: Wann wird die Auslegung nach § 10 Abs. 3 BImSchG 

erfolgen und auf welche Weise – insbesondere wo – wird dieser Verfahrens-schritt 

öffentlich bekannt gemacht werden? 
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